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an erster Stelle (Hauptantrag) genannt haben. 
2Danach werden Bewerber, die den Studiengang an 
zweiter oder einer weiteren Stelle (Hilfsanträge) 
genannt haben, in der von ihnen gewählten Reihen­
folge der Studiengänge berücksichtigt. 3Sind meh­
rere Studiengänge und mehrere Hochschulen ge­
nannt, geht der Studiengangwunsch dem Studien­
ortswunsch vor. 

(4) Soweit an einer Hochschule für den ersten 
Teil eines Studiengangs eine höhere Ausbildungs­
kapazität als für spätere Teile dieses Studiengangs 
besteht, wird die Zulassung auf den ersten Teil des 
Studiengangs beschränkt. 

(5) Die Hochschule ist verpflichtet, den Bewerber 
einzuschreiben, wenn die übrigenVoraussetzungen 
für die Aufnahme als Student vorliegen. 

(6) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide 
der Zentralstelle über Zulassungsanträge findet 
nicht statt. 

(7) I Beruht die Zulassung durch die Zentralstelle 
auf falschen Angaben des Bewerbers, nimmt die 
Zentralstelle sie zurück; ist die Zulassung sonst feh­
lerhaft, kann die Zentralstelle sie zurücknehmen. 
2Nach Ablauf eines Jahres ist die Rücknahme der 
Zulassung ausgeschlossen. 

(8) 11m Verfahren nach Artikel 14 läßt die jeweili­
ge Hochschule die Bewerber zu, die nach dem Er­
gebnis des Auswahlgesprächs ausgewählt worden 
sind. 2Nicht ausgewählte Bewerber erhalten von 
der Hochschule einen auf die Auswahl in der Quote 
nach Artikel 14 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b be­
schränkten Ablehnungsbescheid. 3Ein Wider­
spruchsverfahren gegen Bescheide der Hochschu­
len findet nicht statt. 

Artikel 16 

Rechtsverordnungen 

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverord­
nungeninsbesondere 

1. die Verteilungs-und Auswahlkriterien im ein­
zelnen (Artikel 10 bis 14), 

2. die einzelnen Quoten nach Artikel 12 Abs. 1, Ar­
tikel13 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 1, 

3. die Einzelheiten des Verteilungsverfahrens 
nach Artikel 10, 

4. die Festlegungen nach Artikel 8 Abs. 2, 

5. die Einzelheiten des Bewerbungsverfahrens, 
insbesondere die Fälle, in denen Bewerbungen 
an die Zentralstelle zu richten sind, einschließ­
lich der Fristen, 

6. die Einzelheiten des Vergabeverfahrens sowie 
die Vergabe nicht in Anspruch genommener 
oder aus anderen Gründen freigebliebener Plät­
ze auch an Bewerber, die die Fristen versäumt 
haben, 

7. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 12 
Abs. 4 Satz 3, 

8. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 11 
Abs.3, 

9. die Einzelheiten des Feststellungsverfahrens 
einschließlich der Voraussetzungen für die Teil­
nahme und für den Ausschluß vom Verfahren, 

10. die Einzelheiten der für die laufende Auswer­
tung des Feststellungsverfahrens nach Arti­
kel14 Abs. 8 erforderlichen Erhebungen, insbe­
sondere die .von den Teilnehmern am Feststel­
lungsverfahren zu erhebenden Angaben, sowie 
die Einzelheiten des Verfahrens der Auswertung 
dieser Angaben, 

11. das Verhältnis des Grades der Qualifikation zu 
dem Ergebnis des Feststellungsverfahrens im 
besonderen Auswahlverfahren, 

12. die Einzelheiten der Auswahl der Teilnehmer 
zum Auswahlgespräch und Grundzüge der 
Durchführung des Auswahlgesprächs, 

13. die Einzelheiten der Einbeziehung und der Auf­
hebung der Einbeziehung von Studiengängen, 

14. die Normwerte sowie die Einzelheiten für die 
Kapazitätsermittlung und für die Festsetzung 
von Zulassungszahlen nach Artikel 7. 

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Ab­
satz 1 müssen übereinstimmen, soweit dies für eine 
zentrale Vergabe der Studienplätze notwendig ist. 

Artikel 17 

Haushalt der Zentralstelle 
(1) Der Haushaltsvorentwurf bedarf der Zustim­

mung der Kultusminister und der Finanzminister 
der Länder mit einer Mehrheit von jeweils zwei 
Dritteln der Stimmen. 

(2) IDas Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt 
der Zentralstelle nach den Beschlüssen der Kultus­
minister und der Finanzminister der Länder in sei­
nen Haushaltsplan aufzunehmen. 2Die Länder ver­
pflichten sich, dem Sitzland den rechnungsmäßigen 
Zuschußbetrag anteilig zu erstatten. 3Der Betrag 
wird auf die einzelnen Länder zu zwei Dritteln nach 
dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und zu 
einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Bevölke­
rungszahl umgelegt. 4Als Steuereinnahmen gelten 
die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten 
Steuereinnahmen der Länder. 5Die Steuereinnah­
men erhöhen oder vermindern sich um die Beträge, 
welche die Länder im Rahmen des Länderfinanz­
ausgleichs von anderen Ländern erhalten oder an 
andere Länder abführen. 6Maßgebend sind die 
Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bun­
desamt für den 30. Juni festgestellte Bevölkerungs­
zahl des dem Rechnungsjahr zwei Jahre vorausge­
henden Rechnungsjahres. 

(3) IDie in die Haushaltsrechnung der Zentral­
stelle nicht eingehenden besonderen Kosten des 
Sitzlandes werden von den übrigen Ländern nach 
Abzug des auf das Sitzland entfallenden Anteils 
dem Sitzland abgegolten. 2Hierfür gelten die Be­
stimmungen �d�e�~� Absatzes 2 entsprechend. 

(4) IDie Anteilsbeträge der Länder werden im 
Lauf eines jeden Rechnungsjahres in zwei Teilbe­
trägen zum 1. Januar und zum 1. Juli nach den An­
sätzen des Haushaltsplans fällig . 2Über- und Min­
derzahlungen gegenüber dem sich nach der J ahres­
rechnung ergebenden Finanzbedarf werden bei 
dem zweiten Teilbetrag des folgenden Rechnungs­
jahres ausgeglichen. 

(5) I Für die Bewirtschaftung der im Haushalts­
plan ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben und 
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für die Prüfung der J ahresrechnur.g sind die im 
Sitzland geltenden Vorschriften maßgebend. 2Das 
Sitzland teilt das Ergebnis des Prüfungsverfahrens 
den vertragschließenden Ländern mit. 

Artikel 18 

Finanzierung des Tests 
1 Für die Entwicklung eines Tests im Rahmen des 

Feststellungsverfahrens nach Artikel 14 sowie für 
die erforderlichen Begleituntersuchungen tragen 
die Länder anteilig die Koste~; Artikel 17 Abs. 2 
Sätze 3 bis 6 gilt entsprechend. 2Uber die Bereitstel­
lung der Mittel wird jährlich von den Kultusmini­
stern und Finanzministern der Länder jeweils mit 
Zweidrittelmehrheit der Stimmen beschlossen. 

Artikel 19 

Staatlich anerkannte Hochschulen 

IStaatlich anerkannte Hochschulen können auf 
Antrag des Landes mit Zustimmung des Trägers in 
das Verfahren der Zentralstelle einbezogen werden. 
2Die Entscheidung trifft der Verwaltungsausschuß. 
3Öffentliche nichtstaatliche Fachhochschulen gel­
ten als staatlich anerkannte Hochschulen im Sinn 
dieses Staatsvertrags. 

Artikel 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewer­
bung gegenüber der Zentralstelle vorsätzlich oder 
fahrlässig falsche Angaben über die für die Vergabe 
der Studienplätze maßgeblichen Daten macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinn des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig­
keiten ist die Zentralstelle. 

Artikel 21 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) IDieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des 
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die 
letzte Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei 
des Sitzlandes hinterlegt ist. 2Er findet erstmals auf 
das seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfolgende 
Vergabeverfahren und auf ein vor diesem Vergabe­
verfahren im Rahmen des Verfahrens nach Arti­
kel14 durchzuführendes Feststellungsverfahren 
Anwendung. 3Der Staatsvertrag über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 23. Juni 1978 tritt mit Ab­
schluß des Vergabeverfahrens außer Kraft, das dem 
Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht. 

(2) 1 Kann das Feststellungsverfahren nach Ab­
satz 1 Satz 2 nicht durchgeführt werden, setzt die 
Beteiligung am Verfahren nach Artikel 14 nicht die 
Teilnahme am Feststellungsverfahren voraus. 2In 
diesem Fall werden die Studienplätze nach Arti­
kel14 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 nach dem Ergebnis eines 
Losverfahrens vergeben, bei dem jeder teilnehmen­
de Bewerber eine Zulassungschance hat, die mit 
dem Grad der Qualifikation steigt; Artikel 13 Abs. 1 
Nr. 1 Sätze 5 bis 7 gilt entsprechend. 

(3) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land 
durch schriftliche Erklärungen gegenüber den üb­
rigen vertragschließenden Ländern zum Schluß 
eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei 
Jahren gekündigt werden, erstmals zum Ablauf des 
fünften vollen Kalenderjahres nach seinem In­
krafttreten. 

(4) INach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrags 
ist die Zentralstelle aufzulösen. 2Die Bediensteten, 
die nicht durch Kündigung entlassen werden kön­
nen, sind nach Möglichkeit von den Ländern in ge­
eignete Verwaltungsbereiche zu übernehmen. 3Die 
Vorschriften des Sitzlandes über die beamtenrecht­
lichen Folgen bei Auflösung von Behörden bleiben 
unberührt. -

(5) Die Länder sind verpflichtet, dem Sitzland alle 
in Ausführung dieses Staatsvertrags entstehenden 
Aufwendungen für Verpflichtungen, die über das 
Ende dieses Staatsvertrags hinaus bestehen blei­
ben, nach Maßgabe des Artikels 17 Abs. 2 zu erstat­
ten. 

(6) Über die Verwendung des der Zentralstelle 
dienenden Vermögens beschließen die Kultusmini­
ster und Finanzminister der Länder mit einer 
Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der Stimmen. 

Bremen, den 14. Juni 1985 

Für das Land Baden-Württemberg 

Lothar S p ä t h 

Für den Freistaat Bayern 

Dr. Karl Hillermeier 

Für das Land Berlin 

Heinrich Lum mer 

Für die Freie Hansestadt Bremen 
Hans Koschnik 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 

Dr. Klaus vo n Do hn a nyi 

Für das Land Hessen 

Holger B ö r n e r 

Für das Land Niedersachsen 

Dr. Ernst Albrecht 

Für das Land Nordrhein-Westfalen 

Johannes Rau 

Für das Land Rheinland -Pfalz 

Dr. Bernhard V 0 gel 

Für das Saarland 

Oskar La fon t a i n e 

Für das Land Schleswig-Holstein 

Dr. Uwe Bar s ehe I 
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2251-5-S 

.Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrags 

über die gemeinsame Nutzung 
eines Fernseh- und eines Hörfunkkanals 

auf Rundfunksatelliten 

Vom 8. August 1986 

Der am 12. Mai 1986 unterzeichnete Staatsvertrag 
zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz 
über die gemeinsame Nutzung eines Fernseh- lind 
eines Hörfunkkanals auf Rundfunksatelliten 
(Bekanntmachung vom 23. Juli 1986, GVBl S. 158) ist 
nach seinem Art. 16 am 8. August 1986 in Kraft 
getreten. 

München, den 8. August 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Str a u ß 

2233-5-K 

Verordnung 
über die Benutzungsgebühren 

der Bayerischen Landesschulen für Blinde, Gehörlose 
und Körperbehinderte 

Vom 10. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kosten­
gesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
folgende Verordnung: 

2. bei der Landesschule für Gehörlose 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

2700,-DM, 

90,-DM, 

3. bei der Landesschule für Körperbehinderte 
§ 1 

Geltungsbereich, Gebührenhöhe 

(1) Für die Unterbringung und Verpflegung der 
Benutzer der Heime der Bayerischen Landesschu­
len werden folgende Gebühren erhoben: 

1. bei der Landesschule für Blinde 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

3120,-DM, 

104,-DM, 

monatlich 4995,- DM, 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 166,50 DM. 

(2) Für die Betreuung und Verpflegung der 
Tagesheimbenutzer werden folgende Gebühren er­
hoben: 

I 1. bei der Landesschule für Blinde 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

623,-DM, 

31,-DM, 
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2. bei der Landesschule für Gehörlose 
monatlich 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 

540,-DM, 

27,-DM, 

3. bei der Landesschule für Körperbehinderte 
monatlich 1000,- DM, 

bei tageweiser Berechnung 
täglich 50,-DM. 

(3) Für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung 
von nicht im Heim oder Tagesheim Untergebrach­
ten ist ein Betrag von 3,50 DM pro Mittagessen zu 
entrichten. 

(4) lMit den Gebühren nach Absatz 1 sind alle an­
läßlich der Unterbringung und Verpflegung ' im 
Heim anfallenden Kosten (z. B. auch die Kosten für 
die Reinigung und Ausbesserung der Kleidung), 
nicht jedoch die Kosten für die Heilbehandlung ab­
gegolten. 2Mit den Gebühren nach Absatz 2 sind die 
anläßlich der Betreuung (z. B. Überwachung bei den 
Hausarbeiten, beim Essen, bei der Therapie und 
Freizeitgestaltung) und Verpflegung der Tages­
heimbenutzer anfallenden Kosten abgegolten. 

§2 

Sonderfälle der Gebührenberechnung 

(1) lFür Benutzer, welche während der gesamten 
für die Schule geltenden Ferien das Heim nicht be­
nutzen, entfällt die Gebühr nach § 1 oder § 2 für die 
Monate Juli und August. 2Für die übrigen Benutzer 
entfällt die Gebühr für den Monat August. 3Für den 
Monat September ist unabhängig vom Beginn des 
Heimaufenthalts die volle Monatsgebühr zu ent­
richten. 

(2) lBei Ein- oder Austritt aus der Lande~schule 
wird die Gebühr für den Eintritts- und Austrlttsmo­
nat tagweise berechnet. 2Eintritts- und Austrittstag 
werden gesondert in Ansatz gebracht. 3Bei Eintritt 
im Monat September geht die Gebührenregelung 
nach Absatz 1 Satz 3 vor. 

(3) Für außerhalb der Ferien oder der Urlaubszei­
ten nicht in der Landesschule zugebrachte Tage 
wird, wenn die Abwesenheit mehr als fünf zusam­
menhängende Tage beträgt, die Gebühr für jedes 
anfallende Mittag- und Abendessen in Höhe der 
Verpflegungsgebühr nach § 1 Abs.3 erstattet bzw. 
herabgesetzt. 

(4) Gebührenschuldnern, die gemäß Art. 9 Abs.3 
und 4 des Sonderschulgesetzes - SoSchG - (BayRS 
2233-1-K) in der jeweils geltenden Fassung ledig­
lich Kosten in Höhe des ersparten häuslichen Le­
bensunterhalts an die Landesschule zu entrichten 
haben, ist nur dieser Betrag anteilmäßig zu erstat­
ten. 

§3 

Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Gebühren sind die in der Lan­
des schule untergebrachten Personen und deren 
Unterhaltsverpflichtete. 

(2) Art. 9 Abs. 3 bis 5 und Art. 13 Nr. 6 SoSchG 
bleiben unberührt. 

§4 

Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Gebühren sind von Selbstzahlern jeweils 
zum Ersten jeden Monats im voraus zu entrichten. 

(2) Mit den Trägern der Sozialhilfe und mit den 
Arbeitsämtern ist eine abweichende Zahlungsver­
einbarung zulässig. 

(3) Bei Neuaufnahme von Heim- und Tagesheim­
benutzern wird die Gebühr für den Eintrittsmonat 
am Eintrittstag fällig und zusammen mit der näch­
sten gemäß Absatz 1 fälligen Gebühr erhoben. 

(4) Das für die Teilnahme an der Mittagsverpfle­
gung zu entrichtende Verpflegungsgeld (§ 1 Abs. 3) 
ist monatlich zu entrichten und wird am letzten 
Werktag des laufenden Monats zur Zahlung fällig. 

§5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

lDiese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Erhebung von Benutzungsgebühren an den Bayeri­
schen Landesschulen für Blinde, Gehörlose und 
Körperbehinderte (BayRS 2233-5-K), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 14. August 1985 (GVBl 
S. 335), außer Kraft. 

München, den 10. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2030-3-4-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über beamten-, disziplinar-, besoldungs- und 
reisekostenrechtliche Zuständigkeiten, 

über die Zuständigkeiten für die Regelung 
der Dienstverhältnisse, Arbeitsverhältnisse sowie 

der Festsetzung und Anordnung der Bezüge 
der staatlichen Angestellten und Arbeiter 

im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund von Art. 12 Abs. 1 Satz 2, Art. 18 Abs. 1 
Satz 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 1985 (GVBl S. 120), § 7 Abs. 2 der 
Jubiläumszuwendungsverordnung (BayRS 2030-2-
24-F) sowie § 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. November 1980 (BGBl I S. 2081), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18. Februar 1986 (BGBl I S.265), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über beamten-, disziplinar-, be­
soldungs- und reisekostenrechtliche Zuständigkei­
ten, über die Zuständigkeiten für die Regelung der 
Dienstverhältnisse, Arbeitsverhältnisse sowie der 
Festsetzung und Anordnung der Bezüge der staat­
lichen Angestellten und Arbeiter im Geschäfts­
bereich des Bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus - ZustV-KM - (BayRS 

2030-3-4-1-K), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 18. Februar 1986 (GVBl S. 45), wird wie folgt 
geändert: 

§ 6 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. der Generaldirektion der Bayerischen Staatli­
chen Bibliotheken für die Beamten ihres Dienst­
bereichs und der nachgeordneten Dienststellen 
sowie für die Beamten der Generaldirektion der 
Staatlichen Archive Bayerns und der nachge­
ordneten Dienststellen." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2038-3-4-8-6-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Errichtung eines Staats instituts 
für die Ausbildung von Fachlehrern 

in München 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 . 

Die Verordnung über die Errichtung eines 
Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern 
in München in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. September 1967 (GVBl S. 449, BayRS 
2038-3-4-8-6-K), geändert durch Verordnung vom 
15. August 1972 (GVBl S. 387), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort "sechs" durch das Wort 
. ,,fünf" ersetzt. 

b) Satz 2 Nr.1 erhält folgende Fassung: 

,,1. den Abteilungen I in Augsburg und V in 
Bamberg die pädagogische Ausbildung der 
Fachlehrer für Werken, Technisches Zeich­
nen, Kurzschrift, Maschinenschreiben,". 

c) Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. der Abteilung IV in Ansbach die Ausbildung 
von Fachlehrern an beruflichen Schulen." 

2. § 3 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,(2) Vorgesetzte Behörde im Sinn der Verwal-

tungsvorschriften zur Bayerischen Haushalts­
ordnungist 

1. für die Abteilung I die Regierung von Schwa­
ben in Augsburg, 

2. für die Abteilung 11 die Regierung von Ober­
bayern in München, 

3. für die Abteilungen 111 und IV die Regierung 
von Mittelfranken in Ansbach, 

4. für die Abteilung V die Regierung von Ober­
franken in Bayreuth. 

(3) Als Amtskassen werden bestimmt 

1. für die Abteilung I die Staatsoberkasse Augs­
burg, 

2. für die Abteilung 11 die Staatsoberkasse Mün­
chen 11, 

3. für die Abteilungen 111 und IV die Staatsober­
kasse Ansbach, 

4. für die Abteilung V die Staatsoberkasse Bay­
reuth." 

3. § 4 Abs. 1 wird aufgehoben; die Absatzbezeich­
nung beim bisherigen Absatz 2 entfällt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2038-3-4-9-4-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Errichtung eines Staatsinstituts 
für die Ausbildung Pädagogischer Assistenten 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung eines 
Staatsinstituts für die Ausbildung Pädagogischer 
Assistenten vom 21. Juli 1981 (GVBl S. 326, BayRS 
2038-3-4-9-4-K) wird wie folgt geändert: 

§§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 2 

Das Staatsinstitut für die Ausbildung Päd­
agogischer Assistenten (bisher Abteilung 11 des 
Staatsinstituts in Bayreuth) untersteht unmit­
telbar dem Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus. 

§3 

(1) Vorgesetzte Behörde im Sinn der Verwal­
tungsvorschriften zur Bayerischen Haushalts­
ordnung ist die Regierung von Oberfranken in 
Bayreuth. 

(2) Als Amtskasse wird die Staatsoberkasse 
Bayreuth bestimmt." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai e r , Staatsminister 
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2038-3-4-9-5-K 

Verordnung 
zur Änderung der Studienordnung 

des Staatsinstituts für die Ausbildung 
Pädagogischer Assistenten 

Vom 23. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 98 Abs. 3 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus folgende Verord­
nung: 

§1 

Die Studienordnung des Staatsinstituts für die 
Ausbildung Pädagogischer Assistenten (BayRS 
2038-3-4-9-5-K) wird wie folgt geändert: 

1. §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 1 

Ausbildung am Staatsinstitut 

Das Staatsinstitut für die Ausbildung Pädago­
gischer Assistenten hat die Aufgabe der fachli­
chen und pädagogischen Vorbildung für die Lauf­
bahn des Pädagogischen Assistenten. 

§2 

Organisation 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus bestellt einen hauptamtlichen Lehrer des 
Staatsinstituts zu dessen Leiter. 

(2) Die Lehrer des Staatsinstituts bilden unter 
dem Vorsitz des Leiters die Lehrerkonferenz." 

2. In § 3 wird der Zusatz ,,(Abteilung I oder 11, im fol­
genden als Staatsinstitut bezeichnet)" gestrichen. 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 3 wird das Wort ,,Abteilungs-

leiter" durch die Worte "Leite r des Staatsinsti­
tuts" ersetzt; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
,,(5) Ehemalige Teilnehmer der Prüfung an 

den Instituten zur Ausbildung Pädagogischer 
Assistenten in Augsburg, München und Würz­
burg sowie an der Abteilung I des Staatsinsti­
tuts in Augsburg richten ihren Antrag an das 
Staatsinstitut in Bayreuth." 

4. § 12 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Leiter nimmt in den Räumen des Staatsin­
stituts das Hausrecht wahr." 

5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummern 1 und 2 wird das Wort ,,Abtei­
lungsleiter" jeweils durch die Worte "Leiter 
des Staatsinstituts" ersetzt; 

b) in Nummer 4 werden die Worte "aus beiden 
Abteilungen" durch die Worte "vom Staatsin­
stitut" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 15. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 23. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai e r, Staatsministe r 
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